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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Frau Eid, Frau Rust, Volmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1988 
hier: Einzelplan 23 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtscha ftliche Zusammenarbeit 
— Drucksachen 11/700 Anlage, 11/1069, 11/1081 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kapitel 23 01 – Bundesministerium für wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit – 

In Titel 531 01 – Unterrichtung der Öffentlichkeit über Entwick-
lungspolitik – wird der Baransatz um 540 000 DM reduziert. 

Zu Kapitel 23 02 – Allgemeine Bewilligungen – 

In  Titel 685 10 – Förderung der entwicklungspolitischen Bildung – 
wird der Baransatz um 540 000 DM erhöht. 
Ferner werden die Erläuterungen wie folgt ergänzt: 

„Vom Erhöhungsbetrag werden veranschlagt: 

— 400 000 DM für das Nationale Organisationskomitee der Bun-
desrepublik Deutschland für die Nord-Süd-Kampagne des 
Europarats; 

— 140 000 DM für die entwicklungspolitische Bildungsarbeit der 
bundesdeutschen NichtRegierungsorganisationen anläßlich 
der Jahresversammlung von IWF und Weltbank im September 
1988 in Berlin (West)." 

Bonn, den 20. November 1987 

Frau Eid 
Volmer 
Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 

Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Unabhängigkeit des Nationalen Organisationskomitees der 
Nord-Süd-Kampagne soll durch die Veranschlagung der Haus-
haltsmittel im Titel für die Bildungsarbeit der nichtstaatlichen 
Organisationen gewährleistet werden. Die vorgesehene Er-
höhung des Titels für die Öffentlichkeitsarbeit des Ministeriums 
verstärkt die Möglichkeiten einer politischen Einflußnahme des 
BMZ bei nicht genehmen Inhalten und Positionen. Auch die an-
läßlich der kommenden Jahresversammlung von IWF und Welt-
bank in Berlin (West) gewünschte Information der bundesdeut-
schen Öffentlichkeit sollte von unabhängigen Organisationen und 
nicht von der Bundesregierung geleistet werden; denn die Bun-
desregierung ist in vielfältiger Weise mit der Politik von IWF und 
Weltbank verbunden. 


